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Zusammenfassung Der Beitrag analysiert vergleichend vor allem qualitativ, aber
mit quantitativen Anteilen die Wahlprogramme auf Bundesebene in Deutschland und
Österreich in den Jahren 2024 und 2025 mit Blick auf die Bedeutung der beruflichen
Weiterbildung im politischen Wettbewerb. Erhebliche politische Unterschiede zwi-
schen den Parteien bzw. Parteifamilien werden deutlich. Auffällig ist die Dominanz
funktionaler Anpassung an Transformationsprozesse, während Sorgearbeit fast kein
Thema ist. Erwartungsgemäß werden Zielgruppen als potenzielle Wählerinnen und
Wähler angesprochen, während dies nahezu nicht für Anbieter und Weiterbildungs-
personal gilt. Unterschiede zwischen beiden Ländern sind vorhanden, aber es zeigen
sich auch Ähnlichkeiten. Es wird weiterer Forschungsbedarf dazu aufgezeigt, wie
diese Wahlprogramme entstehen, in Regierungsprogramme transferiert werden und
warum partiell zu Erwachsenen- und Weiterbildung Schweigen herrscht. Es wird
die Frage tangiert, ob der Governance-Ansatz entpolitisierende Tendenzen beinhal-
tet und es aktuell wichtiger wäre, sich auch mit dem politischen Ideenwettstreit zu
befassen, was nicht nur an Wahlprogrammen festzumachen wäre.
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Vocational continuing education in the election programmes of political
parties in Germany and Austria: Between structural development,
silence, and ‘lifelong spreading of wings’

Abstract The paper conducts a primarily qualitative, but also partly quantitative,
comparative analysis of election manifestos at the national level in Austria and
Germany in 2024 and 2025, focusing on the role of vocational continuing education
within political competition. Significant political differences between parties and
party families become evident. A striking finding is the dominance of functional
adaptation to transformation processes, while care work is almost entirely absent as
a topic. As expected, target groups are addressed mainly as potential voters, whereas
providers and continuing education staff are hardly considered. Differences between
the two countries exist, but similarities also emerge. The article identifies a need
for further research on how these election manifestos are developed, transformed
into government programs, and why there is partial silence regarding adult and
continuing education. It also touches upon the question of whether the governance
approach contains depoliticizing tendencies and whether it might currently be more
important to engage with political contestation of ideas—a dimension not limited to
election manifestos.

Keywords Policy · Vocational continuing education · Austria · Germany ·
Comparison

1 Einleitung

Unter „Programmen“ wird in der Weiterbildungsforschung oft das gesamte An-
gebot von Weiterbildungseinrichtungen verstanden, wozu viele Programmanalysen
(Käpplinger 2008, 2022) vorliegen. Stellenweise wird sich fokussiert mit Politischer
Bildung befasst wie zum Beispiel bei Programmanalysen von parteinahen Stiftun-
gen/Bildungswerken (vgl. Manninen und Vuorikoski 2024; Malmström 2024). Mit
Wahlprogrammen von Parteien wird sich selten befasst (siehe aber Kloubert und
Scheidig 2013; Scheidig und Kloubert 2017, 2021). Der folgende Beitrag wird die
Wahlprogramme verschiedener Parteien zur Bundestagswahl in Deutschland und
Österreich 2024 und 2025 analysieren. Hierbei werden verschiedene Parteien bzw.
Parteifamilien in Deutschland und Österreich bei der letzten Wahl auf Bundesebene
verglichen.

Erwachsenen- und Weiterbildung stehen oft in engem Zusammenhang mit po-
litischen Verhältnissen (vgl. Dröll 1999). Dies gilt für (parlamentarische) Demo-
kratien besonders, wenngleich Meilhammer (2018, S. 209) bildungsgeschichtlich
ergänzt, dass Erwachsenenbildung auch für antidemokratische Zwecke instrumen-
talisiert werden kann. Vor diesem Hintergrund wird folgende Forschungsfrage ver-
folgt: Wie ähnlich oder unterschiedlich äußern sich in Wahlprogrammen deutsche
und österreichische Parteien zu beruflicher Weiterbildung? Dabei soll herausgear-
beitet werden, inwiefern es Gemeinsamkeiten, Konkurrenzen oder Konfliktlinien
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von Parteien in Bezug auf berufliche Weiterbildung gibt und worin sich diese ggf.
zeigen.

2 Stand der Forschung

Mit dem Zusammenhang von Politik und Erwachsenen-/Weiterbildung wird sich in
der Weiterbildungsforschung intensiv befasst (vgl. Bisovsky 1991). Die Governance-
Forschung ist in den letzten Dekaden international und national rege (vgl. Langer
und Brüsemeister 2019). Sie befasst sich damit, wie Weiterbildung politisch „ge-
steuert“ wird (siehe Überblick zur Governance-Forschung in der Weiterbildung in
Schrader 2021 und Herbrechter und Schemmann 2019). Stellenweise ist analytisch
intensiv die (wachsende) Bedeutung internationaler und supranationaler Organisa-
tionen im Fokus (Schemmann 2007; Ioannidou 2010; Elfert und Ydesen 2023). Der
Governanceansatz wird manchmal kritisch diskutiert:

„Mit einem Wort, die Governance verbreitet eine entpolitisierende Erkenntnis-
theorie, Ontologie und Gesamtheit von Praktiken. Da ihre Ausrichtung weich,
inklusiv und technisch ist, verscharrt die Governance strittige Normen und
strukturelle Schichtenbildung (wie zum Beispiel Klassen) sowie die Normen
und Ausschlüsse, die durch ihre Verfahren und Entscheidungen in Umlauf ge-
setzt werden. Sie integriert Subjekte in die Zwecke und Bahnen der Natio-
nen, Betriebe, Universitäten oder anderer Gebilde, die sich ihrer bedienen. Im
öffentlichen Leben verdrängt die Governance liberal-demokratische Anliegen
mit Bezug auf Gerechtigkeit durch technische Problemformulierungen, Fragen
nach dem, was recht ist, durch Fragen nach der Effizienz, selbst Fragen nach
dem was legal ist, durch solche nach der Effektivität.“ (Brown 2015, S. 154).

Demnach verschwindet partiell in der Governance-Forschung entpolitisierend ein
Politikbegriff, der im Englischen u. a. mit Politics gefasst wird und u.a. den Wett-
kampf um politische Ideen, Normen und Werte meint. Weiterbildungspolitik könnte
so „nur“ noch als Steuerungsproblem im Sinne von Management begriffen werden,
während eher ausgeblendet wird, dass Politik auch ein Wettstreit um Ideen, Werte
und Normen ist. Zudem gibt es international eigene Handbücher zur Forschung über
Erwachsenenbildungspolitik (Milana et al. 2024). Spezielle Begriffe wie Lebenslan-
ges Lernen werden als politische Leitideen der Bildungspolitik in ihrer Genese
analysiert (z.B. Kraus 2001; Elfert 2017).

Rund um Wahlen senden Interessenverbände der Erwachsenen- und Weiterbil-
dung an Parteien oft sogenannte Wahlprüfsteine1. Damit gemeint sind Anfragen von
Interessenverbänden und Antworten der befragten Parteien, die vor Wahlen oder
anstehenden politischen Entscheidungen veröffentlicht werden und die politische
Entscheidungsfindung der Bürgerinnen und Bürger unterstützen sollen. Stellenwei-
se veröffentlichen Fachzeitschriften wie die Hessischen Blätter für Volksbildung
Artikel von Politikerinnen und Politikern von Parteien zum Beispiel in Jubiläums-
heften (hvv 2018) oder in Themenheften zur Zukunft der Weiterbildung und dies-

1 https://vhs-sachsen.de/wahlpruefsteine-landtagswahl/. Zugegriffen: 28.11.2025.
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bezüglichen Positionen (DIE 1999). Erkenntnisfördernd ist dabei der Vergleich der
verschiedenen Positionen der Politikerinnen und Politiker, was in einem zweiten
Schritt zu übergreifenden und analytischen Kommentierungen führt (Dröll 1999;
Wachter 2019).

Wahlprogramme von Parteien sind mit Parteiprogrammen trotz gewisser Über-
lappung nicht zu verwechseln: „Das Parteiprogramm findet man auch im Wahl-
programm der Partei wieder. Anders als das Parteiprogramm gibt das Wahlpro-
gramm Auskunft darüber, wie eine Partei aktuelle politische Fragen bearbeiten will.“
(Schneider und Toyka-Seid 2025). Däubler (2012, S. 333) betont forschungsbezo-
gen: „Wahlprogramme spielen eine wichtige Rolle, sowohl in der Praxis der re-
präsentativen Demokratie als auch in der politikwissenschaftlichen Forschung. Es
gibt allerdings nur wenige Arbeiten zur Frage, wie Parteien Wahlprogramme formu-
lieren.“ In der empirischen Analyse kommt Däubler zum Ergebnis, dass zwar die
prinzipielle Vorgehensweise bei der Entstehung von Wahlprogrammen bei verschie-
denen Parteien ähnlich ist, aber sich der Grad der Mitgliederbeteiligung deutlich
unterscheide. Die Endversionen der Wahlprogramme entstehen in der Regel erst
nach Parteitagen, die oft noch deutliche Erweiterungen (Däubler 2012, S. 348) zu
den Wahlprogrammentwürfen erfahren. Letzteres konnte bei der hier vorliegenden
Analyse beobachtet werden, wo sich z.B. das Wahlprogramm der deutschen Grünen
von 72 auf 160 Seiten mehr als verdoppelte, während das Programm der CDU/CSU
unverändert blieb. Außerordentlich war der Beteiligungsprozess der SPÖ in den
1960er und 1970er-Jahren (vgl. Bisovsky 1991), wo rund 1400 Expertinnen und
Experten daran beteiligt wurden, sechs Programme zum Thema Bildung zu ent-
wickeln (Dolezal et al. 2012, S. 877). Dabei entstand ein eigenes Unterprogramm
speziell für die Erwachsenenbildung (SPÖ 1969).

Nach der Wahl fungieren die Programme als Grundlage für Sondierungsgespräche
und Koalitionsverhandlungen sowie Koalitionsverträge und Regierungsprogramme.
Zwar weicht das spätere Regieren von der Programmatik wegen aktueller Ereig-
nisse, personeller Veränderungen oder „Wahlversprechen“ z.T. erheblich ab, aber
empirische Untersuchungen sehen eine Prägung des Regierungshandeln durch die
Programmatik (vgl. Däubler 2012, S. 334). Parteien vertreten weltanschauliche Nor-
men, Werte und sie haben Ziele, welche sie zukünftig realisieren möchten. Diese
stehen in einem Parteiprogramm, welches von den Mitgliedern einer Partei auf Par-
teitagen beschlossen wird. Dies dient den Parteimitgliedern, aber auch anderen Men-
schen als Chance, um sich über die Positionen und Pläne einer Partei zu informieren.
Eine Partei will normativ mit einem Programm vor allem Wählerinnen und Wähler
von sich überzeugen und Wahlentscheidungen zu ihren Gunsten beeinflussen. Es
wird nicht erwartet, dass alle Wählenden ein Wahlprogramm lesen (Dolezal et al.
2012, S. 884), sondern der Transfer eher über Medien und Bildungseinrichtungen,
über Parteiangehörige sowie die politischen Gegenseiten erfolgt. Wahlprogramme
der Parteien stehen in Konkurrenz zueinander, aber es können auch Schnittmengen
zwischen Koalitionspartnern sichtbar werden (Launhardt 2009). Dolezal et al. (2012)
stellen in einer Langzeitanalyse für Programme in Österreich zwischen 1945 und
2008 deutliche Unterschiede im Vorgehen zwischen den Parteien fest, die sie mit
den Parteiideologien, -organisationen und der Position in Regierung oder Opposition
verbinden, wobei die letztgenannten Faktoren am einflussreichsten seien.
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Kloubert und Scheidig (2013) sowie Scheidig und Kloubert (2017, 2021) ha-
ben sich in der Weiterbildungsforschung in einer Serie von Artikeln mit deutschen
Wahlprogrammen und dem Lernen Erwachsener befasst. Sie diskutieren kritisch die
Aussagekraft von Wahlprogrammen aus fachwissenschaftlicher Perspektive:

„Dass bildungspolitische Aussagen oftmals plakativ, Feststellungen banal und
Forderungen unspezifisch sind und nur wenige konkrete Vorhaben benannt wer-
den, dürfte demGenreWahlprogrammgeschuldet sein, das im Sinne der erhoff-
ten Rezeption wohl per se zu gewisser Vagheit tendiert und insofern fachlichen
Leseinteressen nicht entsprechen kann.“ (Kloubert und Scheidig 2013, Schei-
dig und Kloubert 2017, 2021 S. 40).

Gleichwohl sehen sie Chancen und Anschlussperspektiven:

„Ungeachtet der zu bedauernden Vagheit und Engführung erlauben die Wahl-
programme hin sichtlich der Partei-Positionierungen zu Fragen und Perspek-
tiven der Erwachsenenbildung erste Einschätzungen, bildungspolitische Ein-
ordnungen und einen Parteienvergleich, da themenspezifische Unterschiede
und Gemeinsamkeiten, geteilte und divergierende Vorstellungen hervortreten.“
(ebenda).

Die Analyse fokussiert überwiegend – jedoch nicht ausschließlich – auf das, was
in der englischen Sprache als Politics (vgl. Rohe 1994) bezeichnet wird. Probleme
und Ziele sind bei Policy definiert und es werden Wege aufgezeigt wie die Probleme
gelöst sowie Ziele erreicht werden können. Politics ist dagegen eine prozess- und oft
konflikthafte Dimension, die teilweise der Policy vorgelagert ist oder sie aber auch
begleitet. Hier wird u. a. noch stärker im politischen Wettbewerb und Wahlkampf
zwischen Parteien über Probleme, Ziele und Wege gestritten, um Wählerinnen und
Wähler zu überzeugen. Es werden in diesem Artikel die programmatischen Aussa-
gen („Politics“) der verschiedenen Parteien inhaltsanalytisch vertiefend untersucht,
wenngleich das, wie z.B. bei der Bildungskarenz, auch schon in Policies übergreift.

3 Konzeption der Untersuchung und methodisches Vorgehen

Der Hauptfokus des Beitrags liegt auf der beruflichenWeiterbildung und dies im Ver-
gleich zwischen Deutschland und Österreich. Österreich und Deutschland wurden
als relativ ähnliche Fälle ausgewählt, um die empirische Basis der Wahlprogramm-
analyse zu erweitern und weil es geographische Nachbarn sind, die eng miteinander
verflochten sind. Dies hat dazu geführt, dass beide Nationen und Bevölkerungen
neben einer prinzipiell gemeinsamen Sprache auch zentrale politische, soziale und
kulturelle Strukturen teilen. Gleichzeitig existieren jedoch auch erhebliche Unter-
schiede, sodass in Bezug auf die Weiterbildungspolitik wechselseitig Impulse aus
dem jeweils anderen Land diskutiert werden (Leber et al. 2022; Gruber und Lenz
2023, S. 61). Zumeist wird aber – zumindest in der letzten Dekade – vor allem von
Deutschland in Richtung Österreich als Vorbild in Weiterbildungsfragen geblickt
und seltener vice versa.
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Die berufliche Weiterbildung ist relativ intensiv in Wahlprogrammen zu finden,
da seit Jahren auf Bundesebenen in solchen Programmen berufliche Weiterbildung
fokussiert wird:

„Wie bereits in den Programmen zu den Bundestagswahlen 2013 und 2017
überwiegt erneut ein funktionales Bildungsverständnis unter Akzentuierung ei-
nes qualifikatorischen Imperativs. Obschon auch die Dimension der Persönlich-
keitsentfaltung, etwa durch kulturelle und politische Bildung, oder die Gesund-
heits- und Umweltbildung in variierender Ausprägung in denWahlprogrammen
auftauchen, erfährt die allgemeine Erwachsenenbildung weniger Aufmerksam-
keit als der der erwachsenen Bevölkerung zugeschriebene berufliche Bildungs-
bedarf.“ (Scheidig und Kloubert 2021, S. 35).

Die Bedeutungen von allgemeiner, nicht-beruflicher Weiterbildung und Erwach-
senenbildung lässt sich wegen der primären Zuständigkeit der Länder oder Kommu-
nen besser auf Landes- oder gar Kommunalebene untersuchen.

Der Beitrag wird primär qualitativ und sekundär quantitativ inhaltsorientiert ana-
lysieren, wie in zwei deutschsprachigen Nationen aktuell berufliche Weiterbildung
in Wahlprogrammen auf Bundesebene behandelt wurde. Dazu werden Programme
von Parteien in Deutschland (AfD, BSW, B90/Grüne, CDU, FDP, Die LINKE, SPD)
und Österreich (FPÖ, Grüne, KPÖ, Neos, ÖVP, SPÖ) für die Jahre 2024 und 2025
verglichen. Orientiert man sich an der Zusammensetzung von Fraktionen im Eu-
ropaparlament, gehören viele Parteien jeweils zu gemeinsamen Parteienfamilien:
CDU/CSU und ÖVP, SPD und SPÖ, Die LINKE und KPÖ, Neos und FDP sowie
B90/Grüne und Gruene.at. Das BSW ist im Europaparlament fraktionslos. AfD und
FPÖ gehörten bis 2024 einer Fraktion an, bis die AfD ausgeschlossen wurde und
es zu mehreren rechtsradikalen Neugründungen kam. Die Zugehörigkeit zu einer
Parteienfamilie soll insgesamt nicht bedeuten, dass es keine Unterschiede zwischen
den jeweiligen Parteien geben würde. Bezogen auf die Weiterbildung wird sich dies
im Artikel vor allem beim Vergleich von KPÖ und Die LINKE zeigen.

Alle Wahlprogramme wurden über die Internetseiten der jeweiligen Parteien ab-
gerufen2. Erschwerend ist für die deutsche Situation bzw. die deutschen Parteien zu
bedenken, dass die Wahlen 2025 relativ kurzfristig vorverlegt wurden auf Frühjahr
statt Herbst 2025. So blieb den deutschen Parteien deutlich weniger Zeit als bei der
letzten Bundestagswahl, um die Wahlprogramme zu erstellen.

Im ersten Zugang wurde methodisch mit den Suchbegriffen „Weiterbildung“,
„Fortbildung“, „Bildung“ und „Erwachsenenbildung“ nach Fundstellen in den Pro-
grammen gesucht. Bei diesen Begriffen ist zu bedenken, dass in Deutschland und
Österreich partiell durchaus unterschiedliche Begriffsverständnisse bzw. -traditionen
existieren (vgl. Holzer 2025). Beispielsweise existiert in Österreich eine Tendenz,
Erwachsenenbildung als Oberbegriff zu begreifen, während dies in Deutschland oft
eher für denWeiterbildungsbegriff gilt. Die empirische Analyse der Programmewird
jedoch zeigen, dass in beiden Ländern zumindest in den Wahlprogrammen domi-
nant von Weiterbildung und eher selten von Erwachsenenbildung gesprochen wird.

2 Siehe auch hier in der Übersicht für Deutschland: https://www.bundestagswahl-bw.de/bundestagswahl-
wahlprogramme. Zugegriffen: 28.11.2025.
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Bei der Interpretation in diesem Artikel wird jedoch reflektiert, dass die deutsche
Sprache in Deutschland und Österreich different verwendet wird.

Die entsprechenden Fundstellen wurden gesichtet und extrahiert, wobei kontext-
bezogen geprüft wurde, ob sich weitere Ausführungen an die Fundstelle anschlie-
ßen, wo sich aber keine dieser Suchbegriffe finden, sondern andere Begriffe wie
„Maßnahme“, „Integrationskurs“ oder „Qualifizierung“ ggf. Verwendung finden.
Die quantitative Analyse begrenzt sich zwar lediglich auf eine Häufigkeitsanaly-
se bei der Begriffsverwendung in Bezug auf Weiterbildung, während der Qualifi-
zierungsbegriff in den Programmen oft eher in Bezug auf Ausbildung verwendet
wird. Im Mittelpunkt der qualitativen Analyse stehen dagegen Begriffe, die nicht
unmittelbar als Weiterbildungsbegriffe zu erkennen sind.

Aus dem Call for Papers der ZfW – Zeitschrift für Weiterbildungsforschung3

wurden im zweiten Schritt folgende, leicht adaptierte Analysekategorien deduktiv
für Kodierungen am Material genutzt:

� Das Verhältnis von Weiterbildung und Arbeit
� Das Verhältnis von Weiterbildung und Sorgearbeit
� Das Verhältnis von Weiterbildung und Beruf
� Zielgruppen der Weiterbildung
� Anbieter von Weiterbildung
� Teilbereiche der Weiterbildung
� Weiterbildung im Lebenslauf

Neben diesen deduktiven Kategorien wurde drittens induktiv am Material selbst
aus den verschiedenen Wahlprogrammen erschlossen, wie berufliche Weiterbildung
in den Wahlprogrammen thematisiert wird. Dies traf z.B. für die Bildungskarenz zu,
die in Österreich öfters Thema in den Wahlprogrammen, aber nicht eindeutig einer
der obigen Analysekategorie zuordenbar war. Auch in den deutschen Wahlprogram-
men wurden verschiedene Instrumente der Weiterbildungsförderung erwähnt und
somit als induktiv gewonnene Kategorie „Förderinstrumente“ ergänzt.

Die Analyse ist an der Inhaltsanalyse nach Mayring orientiert. Mayring (2001)
argumentiert für ein primär qualitatives Vorgehen, das quantitative Elemente mit
einbeziehen kann. Dabei wird seinem Triangulationsmodell gefolgt, um die For-
schungsfrage dieses Aufsatzes aus mehreren Blickwinkeln mit unterschiedlichen
Methoden anzugehen. Es geht nicht darum, festzustellen, welcher Analyseansatz
die richtigen oder besseren Ergebnisse erbringt. Die Resultate sollen sich vielmehr
gegenseitig unterstützen, die Gemeinsamkeiten, aber auch Unterschiede der Einzel-
resultate stellen die Endergebnisse dar (vgl. Mayring 2001), wozu die vergleichende
Perspektive beiträgt. Dazu später mehr im Rahmen der Ergebnisdarstellung und
Methodenreflexion im Artikel.

3 Issue 03/2025: Weiterbildung im Kontext von Arbeit. CfP Weiterbildung im Kontext von Arbeit/Adult
Education in the Context of Work | Zeitschrift für Weiterbildungsforschung. Zugegriffen: 02.01.2025.
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Tab. 1 Quantitative Auszählung der Begriffe „Weiterbildung“, „Fortbildung“ und „Erwachsenenbildung“
(eigene Datenaufbereitung, Quelle: Finale Wahlprogramme 2024)

„Weiterbildung“ oder „Fortbildung“ „Erwachsenenbildung“ Summe

Grünen 10 5 15

SPÖ 11 1 12

ÖVP 2 2 4

Neos 2 1 3

FPÖ 1 0 1

KPÖ 0 0 0

Summe 26 9 35

4 Ergebnisse

4.1 Quantitative Ergebnisse

4.1.1 Quantitative Häufigkeitsanalyse für Österreich

Rein quantitativ fällt zunächst auf, dass Erwachsenenbildung (9×) von den österrei-
chischen Parteien als Begriff selten verwendet wird. Weiterbildung (24×) kommt am
häufigsten und Fortbildung (2) am seltensten vor. Dabei fallen gravierende Unter-
schiede auf zwischen den Parteien in der kumulierten Häufigkeit der Bezugnahme
auf einen der drei Begriffe (Tab. 1).

Zwei Parteien erwähnen diese drei Begriffe fast nicht (FPÖ) oder sogar gar nicht
(KPÖ). Die FPÖ hat nur eine Stelle, wo lebenslange Weiterbildung eher als eine
Aufforderung an mit veralteten Methoden unterrichtende Lehrende formuliert und
auf die berufliche Weiterbildung von schulischen Lehrkräften reduziert wird (FPÖ
2024, S. 85). Die KPÖ könnte dagegen vielleicht an manche kommunistischen Tra-
ditionen der Vergangenheit anschließen, wo es zum Beispiel starke Widerstände der
revolutionären Arbeiterbewegung gegen Volkshochschulgründungen gab, da diese
nur den Klassenkampf abschwächen würden (vgl. Meier 1971, S. 143 ff.). Es müss-
te jedoch näher untersucht werden, wodurch das Schweigen der KPÖ zum Thema
Erwachsenenbildung begründet ist. Diese Leerstelle ist auffallend.

Insofern ist es interessant, dass es in Österreich den politischen Extremen sowohl
der Rechten als auch der Linken schwerfällt, sich zu Erwachsenen-/Weiterbildung
explizit zu positionieren. Die konservative ÖVP und die liberalen Neos äußern
sich selten zu Weiterbildungsthemen, während SPÖ und Grüne es oft tun. Das
Rechts-Links-Spektrum funktioniert partiell als Erklärungshilfe, welche Parteien
sich wie oft mit Erwachsenen-/Weiterbildung befassen, wobei die KPÖ dieses Sche-
ma durchbricht. Erstaunen kann aber, dass eine liberale Kraft wie die Neos wenig
zu Erwachsenen-/Weiterbildung zu sagen hat, wenngleich zumindest die beruflich-
betriebliche Weiterbildung Liberale mit ihrer Wirtschaftsorientierung durchaus in-
teressieren sollte.

Die oftmals eher ökonomisch konnotierten Begriffe Weiterbildung (24 Nennun-
gen) bzw. Fortbildung (2 Nennungen) dominieren zusammen über den Begriff der
Erwachsenenbildung (9 Nennungen), was eine berufliche Fokussierung vermuten
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lässt. Dem Vergleich mit Deutschland vorgreifend sei erwähnt, dass in Österreich
Erwachsenenbildung als Begriff häufiger auftaucht, was in Deutschland allein in dem
Programm Die LINKE der Fall ist. Dies deckt sich partiell für Österreich mit Be-
griffserörterungen, dass Erwachsenenbildung als eine Art Oberbegriff in Österreich
verstanden wird (vgl. Holzer 2025).

Schwierig zu deuten ist die häufige geringe oder Nicht-Bezugnahme auf
Erwachsenen-/Weiterbildung von der Mehrzahl der Parteien mit ÖVP, Neos, FPÖ
und KPÖ. Es könnte interpretiert werden als ein generelles Desinteresse. Oder
es könnte auch so interpretiert werden, dass bei der Erwachsenen-/Weiterbildung
keine Notwendigkeit für staatliche Regulierung gesehen wird, sondern die bereits
vorhandenen Strukturen implizit als funktionierend eingestuft werden. Mit Blick auf
den Föderalismus könnte man keinen Handlungsbedarf oder keine Zuständigkeit auf
Bundesebene sehen. Schließlich könnte es bedeuten, dass man vorhandene staatliche
Mitverantwortung für die Erwachsenen-/Weiterbildung reduzieren, aber dies nicht
offen thematisieren will. Welche der Interpretationen zutreffend ist, kann auf Basis
der Leerstellen in den Wahlprogrammen einiger Parteien nicht geschlussfolgert
werden. Hierzu wären andere Methoden wie Interviews/Befragungen oder weitere
Dokumentenanalysen notwendig. Auffällig bleibt summierend die geringe Beschäf-
tigung mit Erwachsenen-/Weiterbildung durch vier der sechs größten Parteien in
Österreich.

Es lässt sich festhalten, dass bei der quantitativen Häufigkeit der Bezugnahmen
auf Erwachsenen-/Weiterbildung deutliche Differenzen zwischen vielen österreichi-
schen Parteien bestehen. Grüne und SPÖ gehen auf diese oft ein, was für die anderen
Parteien nicht bis eher nicht gilt. Das Rechts-Links-Schema trägt partiell als Trenn-
linie, wobei die KPÖ dies jedoch durchbricht und durch ihre geringe Bezugnahme
quasi erwartungswidrig auffällt.

4.1.2 Quantitative Häufigkeitsanalyse für Deutschland

Quantitativ zeigt sich für Deutschland, dass der Erwachsenenbildungsbegriff sehr
selten verwendet wird. Ohne die Partei Die LINKE wäre er gar nicht existent in
allen Wahlprogrammen. Des Weiteren ist zu erkennen, dass erneut das Rechts-

Tab. 2 Quantitative Auszählung der Begriffe „Weiterbildung“, „Fortbildung“ und „Erwachsenenbildung“
(eigene Datenaufbereitung, Quelle. Finale Wahlprogramme 2025)

„Weiterbildung“ oder „Fortbildung“ „Erwachsenenbildung“ Summe

Die LINKE 17 2 19

B90/Grünen 17 0 17

SPD 13 0 13

FDP 10 0 10

CDU/CSU 5 0 5

BSW 3 0 3

AfD 2 0 2

Summe 63 2 65
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Links-Spektrum relativ gut funktioniert, da „linke“ Parteien sich häufiger und rechte
Parteien seltener zu Weiterbildung äußern (Tab. 2).

In dieses Schema passt in Deutschland auch die LINKE – anders als die KPÖ
in Österreich. Wenngleich eine Partei mehr als in Österreich im Sample ist, fällt
auf, dass sich die deutschen Parteien fast doppelt so häufig zu Weiterbildung und/
oder Fortbildung äußern. Einschränkend ist zu erwähnen, dass dieser Unterschied
im Ländervergleich fast allein auf die Differenz zwischen LINKE (intensive Be-
zugnahme) und KPÖ (keine Bezugnahme) zurückzuführen ist, während die anderen
Parteien in den Parteifamilien vergleichbar oft Weiterbildungsbegriffe verwenden.
Erwachsenenbildung ist dagegen – anders als in Österreich – fast kein Begriffsbezug.
Der Fortbildungsbegriff wird häufiger als in Österreich genutzt, was dem deutschen
Berufsbildungsgesetz geschuldet sein könnte.

Erneut zeigen sich frappierende Unterschiede darin, wie oft auf die drei Weiterbil-
dungsbegriffe Bezug genommen wird. Wie in Österreich ist es erneut schwierig zu
interpretieren, was geringe Bezugnahmen genau bedeuten bzw. wie sie zu erklären
sind.

4.2 Vergleichend-quantitative Analyse von Wahlkampfprogrammen in
Deutschland und in Österreich

Bei dem Vergleich der sechs Parteienfamilien4 fallen viele Ähnlichkeiten auf
(Abb. 1).
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Abb. 1 Zahl der kumulierten Nennungen von „Erwachsenenbildung“, „Fortbildung“ und „Weiterbil-
dung“ in den Wahlkampfprogrammen von Parteien zur Wahl auf Bundesebene in Deutschland 2025 und
in Österreich 2024 (Stand: 16.07.2025)

4 Die AfD und FPÖ sind in einer Parteienfamilie versammelt, weil sie das im Europaparlament auch bis
2024 waren. Wenngleich dies heute nicht mehr der Fall ist, so fallen bei dem Blick in die Wahlprogramme
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Abb. 2 Kumulierte Zahl der Nennung von „Fortbildung“, „Weiterbildung“ und „Erwachsenenbildung“
in den Wahlprogrammen von deutschen Parteien zu den Bundestagswahlen 2021 und 2025 (Stand:
16.07.2025)

In den fünf Parteifamilien der Grünen, Liberalen, Konservativen und Rechtsextre-
men finden sich jeweils relativ ähnlich häufige Nennungen von Weiterbildungsthe-
men in den Programmen. Die Rangfolge der Parteien bei der Zahl der Nennungen ist
identisch. SPÖ und SPD sind etwas different, weil die SPÖ sich mehr für Weiterbil-
dung interessiert, aber die SPD rangiert nur knapp hinter den deutschen B90/Grünen
auf Platz zwei. Lediglich die Nennungen bei KPÖ und Die LINKE sind frappierend
different. Während die KPÖ sich überhaupt nicht für Weiterbildung interessiert, ist
das bei der Partei Die LINKEN diametral anders. Übergreifend fallen jedoch die
starken Ähnlichkeiten bei den Parteifamilien auf.

Für die deutschen Wahlkampfprogramme sei noch ergänzt, dass die Nennung der
Weiterbildung in den Programmen fast immer seltener wurde (Abb. 2).

Lediglich die SPD und die AfD – letztere auf sehr, sehr niedrigem Niveau –
konnten ihre Nennungen von Weiterbildungsbegriffen steigern, während der Rück-
gang bei der Partei Die LINKEN und der CDU/CSU eklatant ist. Dies alles könnte
dem deutlich verkürzten Wahlkampf durch die vorgezogenen Wahlen im Frühjahr
2025 statt im Herbst 2025 geschuldet sein. Oder es könnte ein Anhaltspunkt dafür
sein, dass angesichts Themen mit Konjunktur, wie Integration/Migration sowie Ver-

„Festung Österreich“ (FPÖ) und „Zeit für Deutschland“ (AfD) doch weiterhin viele Ähnlichkeiten auf. Die
FPÖ verwendet sogar häufiger als die AfD den Begriff der Remigration als Forderung. Für die FPÖ mag
man diskutieren, ob es sich um eine rechtsextreme oder nur rechtspopulistische Partei handelt. Angesichts
des Programmtitels „Festung Österreich“ und der häufigen Verwendung von Remigration oder Programm-
zwischenüberschriften wie „Verteidigung unserer Abendländischen Werte – Kampf dem politischen Is-
lam“ erscheint diese Charakterisierung vertretbar. Einschlägige wissenschaftliche Berichte kommen mit
dem Blick auf die rechtsextreme Nähe der FPÖ zur Einschätzung: „Ein Regierungseintritt könnte, sofern
die Partei auch dann am Kurs des Schulterschlusses mit dem außerparlamentarischen Rechtsextremismus
festhält, zu einer weiteren Verbreitung und Normalisierung von dessen Positionen und damit letztlich auch
der Träger*innen dieser Positionen beitragen.“ (DÖW 2025, S. 186).
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teidigung, das Interesse für quasi „Nischenthemen“ wie Weiterbildung sinkt. Mit
Blick auf Lobbyarbeit für Weiterbildung könnte dieser Befund alarmieren und die
Aufmerksamkeit auf ein genaues Studium der Sondierungspapiere und des Koaliti-
onsvertrags lenken, um zu prüfen, ob die Bedeutungsabnahme sich fortsetzt.

Mit Blick auf die übergreifende Forschungsfrage („Wie ähnlich oder unterschied-
lich äußern sich in Wahlprogrammen deutsche und österreichische Parteien zu be-
ruflicher Weiterbildung?“) lassen sich markante Unterschiede in der Häufigkeit der
Bezugnahme auf Erwachsenen-/Weiterbildung feststellen, wobei das Links-Rechts-
Schema als Orientierungshilfe und Erklärungsansatz greift bis auf die Ausnahme der
KPÖ. Unterschiede bestehen zwischen Deutschland und Österreich, aber die Ähn-
lichkeiten sind mindestens genauso groß oder sogar größer. Zentral scheint quantita-
tiv die Konkurrenz zwischen den Parteien darin zu bestehen, ob man sich überhaupt
mit Erwachsenen-/Weiterbildung befasst oder eher kaum bis gar nicht. Im folgenden
Kapitel wird geprüft, wie die vorhandenen Aussagen sich qualitativ interpretieren
lassen. Allerdings wird die Herausforderung bestehen, dass bei einigen Parteien
sich wenige Aussagen finden lassen, sodass sich die Erkenntnis einer doch häufig
anzutreffenden, relativen schlechten Sichtbarkeit bis sogar Ignoranz in Bezug auf
Erwachsenen-/Weiterbildung als Zwischenfazit festhalten lässt. Die quantitativen
Ergebnisse führen zu dem Zwischenergebnis, dass oft nicht über das Wie der Steue-
rung der Erwachsenen-/Weiterbildung politisch gestritten wird, sondern eher, ob die
Erwachsenen-/Weiterbildung überhaupt öffentlich/politisch gesteuert werden sollte
bzw. ob man sich dazu eher ausschweigt. Es stellt sich quantitativ ein politischer
Diskurs dar, wo einige rege sprechen und andere fast nur schweigen. Allerdings ist
zu bedenken, dass bloße Häufigkeitsanalysen trügerisch sein könnten, da hinter einer
singulären Erwähnung ein großes Konzept und hinter häufigen Nennungen lediglich
Slogans stehen könnten, was qualitativ zu prüfen ist.

4.3 Qualitative Ergebnisse

4.3.1 Analyse Österreich

In Österreich zeigt sich erstens an dem bestehenden Förderinstrument der Bildungs-
karenz5 eine deutliche, politische Debatte in den Wahlprogrammen mit differenten
Entwicklungsperspektiven. Während Neos und ÖVP kritisch für Fokussierungen
bzw. Begrenzungen waren:

� „Treffsicherer Zugang zur Fortbildung – Bildungskarenz für echte berufliche Fort-
und Weiterentwicklung reservieren“ (Neos, S. 12)

� „Reform der Bildungskarenz, höhere Leistungsanforderungen und damit Eindäm-
mung der hohen Kosten der Bildungskarenz.“ (ÖVP, S. 58)

5 Hier handelte es sich kurzgefasst um eine Bildungsfreistellungsregelung für Arbeitsnehmende auf Bun-
desebene für u. a. Weiterbildungsteilnahmen, die für zwei bis zwölf Monate beantragt und mit einem Wei-
terbildungsgeld für den Unterhalt zusätzlich unterstützt wurde. 2025 wurde diese Förderung (siehe auch
Bittschi et al. 2023) abgeschafft, aber 2026 soll nach einer Übergangsregelung ein neues Modell folgen.
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signalisierten Grüne und SPÖ Offenheit für einen weiteren Ausbau/Bündelung der
Bildungskarenz:

� „Wir engagieren uns, damit die soziale Absicherung für Menschen in Bildungska-
renz und Bildungsteilzeit besser wird und Investitionen in Weiterbildung auch für
Menschen mit geringem Einkommen attraktiver werden.“ (Gruene-AT, S. 44)

� „Die bestehenden Systeme zur beruflichen Weiterbildung wie Fachkräftestipendi-
um, Bildungskarenz, Bildungsteilzeit und Studienabschluss-Stipendium sollen zu
einem neuen ,Qualifizierungsgeld‘ umgestaltet werden – als zweite Ausbildungs-
chance für alle.“ (SPÖ, S. 25)

FPÖ und KPÖ äußerten sich gar nicht zur Bildungskarenz, was Interpretations-
spielräume eröffnet. Bei den gescheiterten Koalitionsverhandlungen von FPÖ und
ÖVP im Frühjahr 2025 plädierten beide Parteien jedoch für eine ersatzlose Ab-
schaffung der Bildungskarenz. Dies legt nahe, dass Nicht-Thematisierung in Wahl-
programmen tendenziell eine negative Haltung gegenüber öffentlichen Weiterbil-
dungsregelungen bedeuten könnte, wie es sich bei der FPÖ herausstellte.

Generell fällt zweitens auf, dass SPÖ und Grüne in den Wahlprogrammen oft
Vorschläge in Richtung einer stärkeren Strukturbildung bei der Erwachsenen-/
Weiterbildung machen. Dies reicht von dem Vorschlag einer „zukunftsfähigen
Fachkräftestrategie“ und „Bundesagentur für Qualifizierung“6 (SPÖ, S. 54) über
„Maßnahmenpakete für Weiterbildungen für Selbstständige“ (Gruene-AT, S. 47)
oder den „Aufbau eines flächendeckenden Angebots für Deutsch als Zweitsprache“
(Gruene-AT, S. 25). Die Neos sind klassisch neoliberaler Logik folgend allein für
eine individuelle Förderung durch „ein Bildungskonto für individuelle Weiterbil-
dung“ (Neos, S. 12). Die ÖVP und die FPÖ halten sich dagegen bedeckt und
denken nur partikular an „qualitativ hochwertige Fort- und Weiterbildungsangebote,
die auch für Personen mit Betreuungspflichten leicht zugänglich sind“ (ÖVP, S. 56)
oder „LEBENSLANGE WEITERBILDUNG FÜR LEHRER“ (FPÖ, S. 85). Die
Formulierung der ÖVP greift dabei als einzige Partei Sorgearbeit thematisch auf,
während die anderen Parteien Weiterbildung im Kontext zumeist eher klassischer,
beruflicher Erwerbsarbeit thematisieren. Hier dürfte eine Rolle spielen, dass die
ÖVP ein traditionelles Familienbild im Blick haben könnte, demnach eher Frauen
die Sorgearbeit übernehmen sollen.

Insgesamt wird eine politische Debatten- und Konfliktlinie deutlich, wo es einmal
eher in Richtung universelle Angebote für möglichst alle und einmal um eher parti-
kulare Angebote für Teilgruppen geht. Die Ansprache der FPÖ an die Lehrkräfte hat
im weiteren Text zudem den Unterton, das Lehrkräfte von der FPÖ eher im Sinne
einer Weiterbildungspflicht gefordert werden, damit sie den Lernenden zeitgemäße
Lernerlebnisse anbieten.

Schließlich fallen bei der Analyse drittens einige Leerstellen auf, wo sich alle
Parteien ausschweigen. So wird von keiner Partei Erwachsenen-/Weiterbildung als

6 Beides erinnert an Vorschläge bzw. Praktiken wie die Nationale Weiterbildungsstrategie in Deutschland,
d. h. es ist hier auch ein binationaler Austausch zu beobachten. So war Anfang 2023 die österreichische
Bildungskarenz für einen deutschen, letztlich gescheiterten Referentenentwurf für eine Bildungszeit auf
Bundesebene.
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ein eigenes berufliches Feld intensiv diskutiert, wo man sich ggf. um attraktive Ar-
beitsplätze und eine positive Branchenentwicklung der Erwachsenen-/Weiterbildung
bemühen könnte. Solche Vorschläge für bestimmte Berufe und Branchen (z.B. Land-
wirtschaft, Filmwirtschaft) enthalten die Wahlprogramme ansonsten aber durchaus.
Allenfalls die „Konferenz der Erwachsenenbildung“ (KEBÖ) wird von den Gruene-
AT (S. 97) kurz gestreift. Sie solle „gestärkt und autonom werden“. Das Weiterbil-
dungspersonal selbst scheint für keine der Parteien eine Wählerinnen- und Wähler-
gruppe von größerer Relevanz zu sein, obwohl hier viele Menschen ähnlich häufig
wie in der Land- oder Filmwirtschaft arbeiten.

4.3.2 Analyse Deutschland

In den deutschen Programmen findet sich erstens kein gemeinsames Thema wie die
Bildungskarenz, was ähnlich von vielen Parteien und offen kontrovers adressiert
würde. Ansatzweise ist dies allein bei Integrationskursen zu erkennen, wenngleich
diese nicht explizit als Weiterbildungsthema diskutiert werden und nicht unbedingt
dem Untersuchungsfokus der beruflichen Weiterbildung dieses Artikels zuzuordnen
sind. SPD, B90/Grünen sowie die LINKEN zeigen erwartungsgemäß mehr Offen-
heit für Integrationskurse als CDU/CSU oder FDP. Die AfD (S. 109) fordert, dass
die „Kosten für selbstverschuldet fehlgeschlagene Integrationsmaßnahmen (z.B. ab-
gebrochene Sprachkurse) zurückzuerstatten“ seien und generell die Zuwanderung
reduziert werden sollte.

Ansonsten wiederholt sich partiell zweitens ein schon geschildertes Analysemus-
ter aus Österreich. SPD, B90/Grüne, FDP sowie die LINKEN machen in den Wahl-
programmen öfters Vorschläge, die in Richtung einer stärkeren Strukturbildung bei
der Erwachsenen-/Weiterbildung gehen, während BSW und AfD dazu eher schwei-
gen. Einige Beispiele:

� „Unser Ziel ist ein Recht auf Weiterbildung und beruflichen Neustart in allen Le-
bensphasen.“ (SPD, S. 11)

� „Eine gesetzlich geregelte Freistellung von Beschäftigten sollte es für verschie-
dene Weiterbildungen und nicht nur für berufliche Weiterbildungen geben.“ (Die
LINKE, S. 40)

� „Ein persönliches Freiraumkonto soll das steuer- und abgabenfreie Ansparen für
Weiterbildungsangebote und Bildungsauszeiten ermöglichen.“ (FDP, S. 9)

Bei der CDU/CSU sowie B90/Grünen wird dagegen tendenziell konservativ am
Status Quo festgehalten bzw. dieser allein angepasst/intensiviert:

� CDU/CSU: „Veränderungen im Berufsbild erkennen. Die erforderlichen Fähig-
keiten in einem Beruf wandeln sich. Deshalb prüfen wir regelmäßig die Aus-
und Fortbildungsordnungen und passen sie an.“ (CDU/CSU, S. 65) sowie auf
S. 67 „Gerade im Handwerk braucht Deutschland Fachkräfte. Das hohe Tempo
des Fortschritts erhöht die Taktung von erforderlichen Fortbildungen. Wir unter-
stützen Fachkräfte noch stärker in ihren Fortbildungsaktivitäten.“
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� „Wir werden die Angebote der Alphabetisierung und Grundbildung ausbauen.
Veränderungen in allen Berufsfeldern machen Fort- und Weiterbildungen auch
abseits der klassischen Bildungswege unverzichtbar.“ (B90/Grüne, S. 80)

Es zeigt sich ein Kontinuum von neuer Strukturbildung, Strukturerhalt/-ausbau
bis zum Fehlen von Aussagen. Die Parteien machen verschiedene Angebote und
die Wählerinnen und Wähler müssen sich entscheiden, ob eher Bildungszeiten, Bil-
dungsrechte oder direkte/individuelle Finanzierung ihnen wichtig sind. Die Univer-
salität versus Partikularität ziehen sich durch die Angebote, die sich entweder an
alle Bürgerinnen und Bürger bzw. Beschäftigte oder lediglich an bestimmte Teil-
gruppen wenden. Insgesamt zeigen sich Debatten und ein Wettbewerb der Parteien
um Strukturideen in Bezug auf berufliche Weiterbildung, wenngleich man sich aus
Fachperspektive sicherlich noch mehr Konkretisierung gewünscht hätte. Weniger
Vagheit insofern, weil zum Beispiel ein Recht auf Weiterbildung leicht gefordert
sein mag, aber wenn nicht näher erläutert wird, was genau man sich darunter zeit-
lich oder finanziell vorstellen kann, es eher metaphorisch bleiben könnte.

Drittens adressiert kaum eine Partei das Weiterbildungspersonal oder die Weiter-
bildungsbranche selbst. Allein das BSW greift das sogenannte „Herrenberg-Urteil“7

auf: „Wir streben eine Reform des Statusfeststellungsverfahrens an, damit Musik-
schulen, Volkshochschulen und Unternehmen wieder rechtssicher und ohne Angst
vor Nachzahlungen oder gar vor strafrechtlicher Verfolgung Selbstständige beauf-
tragen können.“ (BSW, S. 25) Die LINKE (S. 40) will durch einen Tarifvertrag
für alle Weiterbildungsbeschäftigten gute Entlohnung und gute Arbeitsbedingun-
gen bei Weiterbildungsträgern fördern. Die anderen Parteien adressieren dies nicht.
Bei B90/Die Grünen wird Fortbildung öfters als Antidiskriminierungsmittel bei Be-
rufsgruppen in Gesundheit, Justiz und Polizei angeführt: „Wir wollen zielgerichtete
Fortbildungsangebote zur Steigerung der Diskriminierungssensibilität“ (B90/Grüne,
S. 116). Ansonsten werden Arbeitslose, Erwerbstätige mit Behinderung, Öko-Land-
wirte und Psychotherapeut*innen als Beschäftigtengruppen explizit angesprochen.
Insgesamt ist im Programm von B90/Grünen ein Zielgruppenansatz mit Abstand am
deutlichsten erkennbar, was jedoch fast nicht auf die Weiterbildungsbeschäftigten
selbst bezogen wird, was für fast alle anderen Parteien gilt.

4.3.3 Vergleich der qualitativen Analyse von Österreich und Deutschland

Insgesamt finden sich nicht nur quantitativ, sondern auch qualitativ Strukturähnlich-
keiten bei den Wahlkampfprogrammen vieler Parteien in den beiden untersuchten
Ländern. Das Verhältnis von Weiterbildung und Sorgearbeit bzw. Care-Arbeit (sie-
he auch Seegers 2024, S. 75–98) ist in beiden Ländern fast kein Thema. Weder

7 Das deutsche Bundessozialgericht hat am 28. Juni 2022 den Fall einer Klavierlehrerin an einer Mu-
sikschule in Herrenberg entschieden. Nach diesem Urteil wird eine Eingliederung dieser Lehrerin in den
Betrieb der Musikschule auf Basis bestimmter Kriterien gesehen, sodass sie nicht selbstständig sei. Die-
ses Urteil hat bei der Deutschen Rentenversicherung zu einer veränderten Prüfung von Beschäftigungs-
verhältnissen hinsichtlich Scheinselbständigkeit geführt, was auch die Weiterbildung betraf. 2025 hat der
Deutsche Bundestag eine Gesetzesänderung beschlossen, sodass nun eine Übergangsregelung zur Sozial-
versicherungspflicht von Lehrkräften bis Ende 2026 gilt.
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Sorgearbeit als Barriere bei der Weiterbildungsteilnahme vor allem bei Frauen noch
als Weiterbildungsthema (z.B. Coping-Strategien bei Belastungen). Es dominiert
jeweils ein eher traditioneller Begriff von beruflicher Erwerbsarbeit. Weiterbildung
soll zumeist eher funktional die aktuellen Transformationsprozesse in der Wirtschaft
unterstützen.

In Österreich spitzt sich die Debatte zwischen den Parteien auf die Bildungskarenz
zu. Dazu äußern sich fast alle Parteien, jedoch deutlich divergierend. In Deutschland
werden mit Ausnahme von BSW und AfD dagegen im Hinblick auf Bildungszei-
ten, Bildungsrechte bis zur Finanzierung verschiedene, konkurrierende Angebote
zur Struktur der Weiterbildung durch die Parteien gemacht. Es ist ein Wettbewerb
verschiedener Ideen zwischen den Parteien in Bezug auf berufliche Weiterbildung
erkennbar.

Bei den Zielgruppen von beruflicher Weiterbildung werden viele Berufsgruppen
genannt, was manchmal etwas partikular wirkt. Vor allem die grünen und linken Par-
teien thematisieren oft Inklusion und Benachteiligte. Auffällig ist ansonsten, dass
Migrantinnen und Migranten in Bezug auf Weiterbildung überraschend wenig the-
matisiert werden.

Das professionelle Personal in der Erwachsenen-/Weiterbildung oder auch die
Weiterbildungsanbieter werden in beiden Ländern und jeweils von nur wenigen
Parteien (BSW, die LINKEN, die österreichischen Grünen) angesprochen.

Weiterbildung im Lebenslauf wird in beiden Ländern öfters als Motiv aufgegrif-
fen. Das kann jedoch auch sloganförmig metaphorisch umschrieben sein, wie bei
„Lebenslanges Flügelheben“ (Neos, S. 12) oder ein nicht näher erläutertes „Recht
auf Weiterbildung“ (SPD, S. 11). Vagheit kennzeichnet jedoch oft Wahlkampfpro-
gramme und ist auch in Bezug auf die Weiterbildung zu beobachten. Trotzdem
ist dieser Einschätzung aus Analysen von Wahlkampfprogrammen zuzustimmen:
„Ungeachtet der zu bedauernden Vagheit und Engführung erlauben die Wahlpro-
gramme hinsichtlich der Partei-Positionierungen zu Fragen und Perspektiven der
Erwachsenenbildung erste Einschätzungen, bildungspolitische Einordnungen und
einen Parteienvergleich, da themenspezifische Unterschiede und Gemeinsamkeiten,
geteilte und divergierendeVorstellungen hervortreten.“ (Scheidig und Kloubert 2017,
S. 40) Es zeigen sich deutliche, weltanschauliche Unterschiede wie Erwachsenen-/
Weiterbildung von den verschiedenen Parteien diskutiert wird, wobei die Programme
von AfD und FPÖ negativ deswegen auffallen, weil Weiterbildung jeweils nahezu
überhaupt kein Thema ist und wenn, dann eher in restriktiver und misstrauischer Art
und Weise gegenüber ihrer Bedeutung. Sie wird nicht direkt attackiert, aber auffällig
ignoriert durch Schweigen. Tendenziell äußern sich eher linke Parteien häufiger und
eher rechte Parteien seltener zu Erwachsenen-/Weiterbildung. Liberale und Grüne
sind dazwischen positioniert. Große Ausnahme ist die KPÖ, die überraschend nichts
zu Weiterbildung artikuliert.

5 Ausblick, weiterer Forschungsbedarf und Methodenreflexion

Weiterer Forschungsbedarf besteht mit Blick auf ihre Entstehung, aber auch die
Verbindung von Wahlkampfprogrammen mit sukzessiven Sondierungen und Koali-
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tionsverhandlungen. Inwiefern übersetzen sich die Programme direkt in Koalitions-
vereinbarungen, kaum oder nicht? Welche Akteurinnen und Akteure haben wann im
Prozess darauf Einfluss? Wie entsteht ein Wahlkampfprogramm und wie kommen
Passagen zu Weiterbildung in ein solches Programm? Hier müssten eher Interviews
oder Umfragen durchgeführt werden. Weiterbildungsakteure könnten sondieren, ob
sie sich selbst nicht mehr (partei-)politisch engagieren müssten.

Der Governance-Ansatz hat in der Weiterbildungsforschung bemerkenswerte Ar-
beiten und Analysen informiert und theoretisch gerahmt. Allerdings könnten damit
auch entpolitisierende Tendenzen verbunden sein, da Steuerung wie ein Manage-
ment der Weiterbildung fern von politischem Ideenwettbewerb wirkt. Vielleicht ist
es an der Zeit, sich wieder mehr mit den großen, ideologischen Auseinandersetzun-
gen über die großen Linien und Ziele wissenschaftlich zu befassen? Dies müsste
sicherlich nicht allein auf der Basis von Wahlprogrammen passieren.

Bewährt hat sich in diesem Artikel, dass sowohl quantitative als auch qualita-
tive Methoden zum Einsatz kamen, weil die Methoden Unterschiedliches ergaben,
aber mit komplementären Ergebnissen durchaus das Bild vervollständigten. Wei-
ter zu erforschen wäre z.B. mit Interviews, wie das Schweigen zu Erwachsenen-/
Weiterbildung von doch einigen Parteien zu interpretieren ist. Praxisbezogen könnte
dieses Schweigen darauf aufmerksam machen, dass Politik proaktiv zum Wahrneh-
men und zum Reden über Weiterbildung aufgefordert werden muss, weil sie in der
Konkurrenz mit anderen Bildungsbereichen (gerade die Frühförderung) stehen und
in Krisenzeiten jenseits der Aufmerksamkeitsfilter von Politik rücken kann.

Der Ländervergleich war aufschlussreich in seinen Unterschieden und Gemein-
samkeiten. Hier wäre es interessant den Vergleich auf den nicht-deutschsprachigen
Raum auszuweiten und ggf. dezidiert Parteiprogramme in verschiedenenWohlfahrts-
regimen, statt wie hier relativ ähnliche Länder zu vergleichen.
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